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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Verordnung über die Begrenzung der Kreditaufnahme 
durch Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
im Haushaltsjahr 1973 


Auf Grund der §§19 und 20 des Gesetzes zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582), 
geändert durch das Finanzanpassungsgesetz vom 
30. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1426), verord- 
net die Bundesregierung nach Anhörung des Kon- 
junkturrates für die öffentliche Hand mit Zustim- 
mung des Bundesrates: 


§ 1 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände begrenzen die Beschaffung von Geldmitteln 
im Wege des Kredits für das Haushaltsjahr 1973 auf 
einen Höchstbetrag. 

(2) Der Höchstbetrag für den Bund wird auf 
2 100 Millionen DM festgesetzt. 

(3) Die Höchstbeträge für die Kreditaufnahme 
der Länder werden wie folgt festgesetzt (in Mil- 


lionen DM): 

Schleswig-Holstein 393 

Niedersachsen 361 

Nordrhein-Westfalen 586 

Hessen 580 

Rheinland-Pfalz 560 

Baden-Württemberg 259 

Bayern 230 

Saarland 112 

Hamburg 498 

Bremen 255 

Berlin 485 


(4) Die Höchstbeträge für die Kreditaufnahme der 
Gemeinden und Gemeindeverbände werden auf das 
l,56fache des Durchschnitts ihrer Kreditaufnahmen 
in den Jahren 1967 bis 1971 nach Maßgabe der Haus- 
haltsrechnungen festgelegt. Die einzelnen Länder 
können in Härtefällen Ausnahmen zulassen. Dabei 
haben sie sicherzustellen, daß im Jahre 1973 die 
Kreditaufnahmen ihrer Gemeinden und Gemeinde- 
verbände insgesamt folgende Beträge nicht über- 


steigen (in Millionen DM): 

in Schleswig-Holstein 148 

in Niedersachsen 729 

in Nordrhein-Westfalen 1 759 

in Hessen 596 

in Rheinland-Pfalz 584 

in Baden-Württemberg 575 

in Bayern 1 093 

im Saarland 116 


Sind kommunale Körperschaften ab 1. Januar 1967 
neu- oder umgebildet worden, so sind die Krec(it- 
aufnahmen der Körperschaften vor der Neu- oder 
Umbildung den neu- oder umgebildeten Körper- 
schaften im Verhältnis der in sie aufgenommenen 
Einwohner zuzurechnen; die Länder können Abwei- 
chungen zulassen. 

§ 2 

(1) Kredit im Sinne dieser Verordnung ist jede 
Beschaffung von Geldmitteln durch Anleihen, Dar- 
lehen oder sonstige Rechtsgeschäfte, die einer Dar- 
lehensaufnahme wirtschaftlich gleichkommen, mit 
Ausnahme der Kredite, die von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden zur Finanzierung von Investi- 
tionsvorhaben ihrer wirtschaftlichen Unternehmen 
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ohne eigene Rechtspersönlichkeit aufgenommen 
werden. 

i 

(2) Der Berechnung der Höchstbeträge sind die ^ 
Kreditaufnahmen am Kreditmarkt abzüglich der ent- : 
sprechenden Tilgungsausgaben zugrunde zu legen. 

(3) Kreditaufnahmen auf Grund früherer Ermäch- 
tigungen sind auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

(4) Kassenkredite, Kreditaufnahmen bei einer der 
in § 19 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabi- 
lität und des Wachstums der Wirtschaft bezei ebne- 
ten Stellen, Kreditaufnahmen gemäß § 20 Abs. 3 des 
Gesetzes sowie die Stabilitätsanleihe des Bundes 
bleiben außer Betracht. 

§ 3 

Im Rahmen der sich aus § 1 ergebenden Höchst- 
beträge dürfen Anleihen und Schuldscheindarlehen 


nur nach Maßgabe eines vom Konjunkturrat für die 
öffentliche Hand nach § 22 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft aufzustellenden Zeitplans aufgenommen wer- 
den. Dies gilt nicht für Schuldscheindarlehen, soweit 
sie im Einzelfall 20 Millionen DM nicht übersteigen. 


§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 32 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft auch im Land Berlin. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Allgemeiner Teil 

Der konjunkturelle Aufschwung in der Bundes- 
republik Deutschland hat sein Expansionstempo in 
den ersten Monaten 1973 weiter verstärkt Er erfaßt 
in zunehmendem Maße die gesamte Breite der Wirt- 
schaft. Der Auftragsschub aus dem Ausland gab 
zusammen mit einer verstärkten Investitionsneigung 
bei den Unternehmen der Nachfrage starke Impulse. 

Bei geringen Reserven am Arbeitsmarkt und stei- 
gender Kapazitätsauslastung befindet sich die Wirt- 
schaft insgesamt in einer Zone, in der sich anstei- 
gende nominale Anforderungen überwiegend in in- 
flationäre Impulse umsetzen. 

Der rasche Preisanstieg konnte bisher nicht vermin- 
dert werden. Der Preisindex für die privaten Le- 
benshaltungskosten zeigt nach wie vor steigende 
Tendenz und betrug im April 7,5 v. H. gegenüber 
dem Vorjahr. Für die unmittelbar nächste Zukunft 


ist nicht mit einer Umkehr der zur Zeit herrschenden 
Tendenz zu rechnen. 

Die Bundesregierung hat deshalb zur Abwehr wei- 
terer Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts ein Programm beschlossen, das auch einen 
wirkungsvollen Beitrag der öffentlichen Hand zur 
angestrebten gesamtwirtschaftlichen Stabilisierung 
darstellt. Im Rahmen dieses Programms ist u. a. eine 
Herabsetzung der Netto-Kreditaufnahme aller öf- 
fentlichen Haushalte um 5,5 Mrd. DM vorgesehen. 

Die Verordnung über die Begrenzung der Kreditauf- 
nahme durch Bund, Länder, Gemeinden und Gemein- 
deverbände für das Haushaltsjahr 1973 stützt sich 
auf die §§ 19 ff. des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft (StWG). 
Danach kann zur Abwehr einer Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts die Beschaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits durch die öffent- 
lichen Haushalte nach Anhörung des Konjunktur- 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 6. Juni 1973 — 1/4 (IV/2) 600 01 — Kr 18/73 — 
Verkündet am 5. Juni 1973 im Bundesgesetzbl. I S. 504 
Federführend: Bundesminister der Finanzen 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/682 


rates für die öffentliche Hand durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, beschränkt werden. Die Anhö- 
rung des Konjunkturrates für die öffentliche Hand 
nach § 18 Abs. 2 StWG erfolgte am 3. Mai 1973. 
Außerdem hat sich der Finanzplanungsrat in seiner 
Sitzung am 10. Mai 1973 mit den Einzelheiten des 
Verordnungsentwurfs befaßt. 


Besonderer Teil 

§ 1 

§ 1 Abs. 2 bis 4 begrenzen die Kreditaufnahme bei 
Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
für das Haushaltsjahr 1973 auf Höchstbeträge. Als 
Höchstbetrag werden dabei für den Bund 2 100 Mil- 
lionen DM, für die Länder insgesamt 4 319 Millio- 
nen DM und für die Gemeinden und Gemeindever- 
bände 5 600 Millionen DM festgelegt. 

Die Höchstbeträge für die Kreditaufnahme der ein- 
zelnen Gemeinden und Gemeindeverbände sind nach 
der durchschnittlichen Kreditaufnahme in dem Fünf- 
Jahreszeitraum 1967 bis 1971 festgesetzt worden, um 
die Auswirkungen ungewöhnlich hoher oder niedri- 
ger Kreditaufnahmen in einem einzelnen Jahr auf 
den Kreditplafonds des laufenden Jahres abzuschwä- 
chen und diesen damit möglichst an die normale 
Finanzstruktur der Gemeinden anzupassen. Der an- 
zuwendende Multiplikator von 1,56 ist wie folgt 
ermittelt: 

Mio. 

DM 


Geschätzter Gesamtbetrag der Nettokredit- 
aufnahme der Gemeinden 1972 8 300 

davon ab Kreditaufnahme für wirtschaft- 
liche Unternehmen 1 700 

unter § 19 StWG fallende Kreditaufnahme . 6 600 

Kürzungsbetrag 1 000 

Höchstbetrag für 1973 5 600 

Reserve für Ausnahmebewilligungen der 
Länder von rd. 10 v. H. (Härtefonds) .... 560 

verbleibender Betrag für die Bemessung der 
Kreditkontingente der einzelnen Gemein- 
den 5 040 


Dieser Betrag entspricht dem 1 ,56fachen der durch- 
schnittlichen Kreditaufnahme in den Jahren 1967 
bis 1971 in Höhe von 3 227 Millionen DM. 

Aus dem Härtefonds können die Länder einzelnen 
Gemeinden zusätzliche Kreditermächtigungen zutei- 
len, um besonderen Bedürfnissen Rechnung zu tra- 
gen. 

§ 2 

§ 2 Abs. 1 stellt klar, welche Kredite von der Ver- 
ordnung erfaßt werden. 

Absatz 2 bestimmt, daß sich die Kreditbegrenzung 
auf den Nettokreditbedarf bezieht, der in diesem 
Zusammenhang die volkswirtschaftlich geeignete 
Größe darstellt. Zu den Kreditaufnahmen am Kredit- 
markt gehören auch die in der amtlichen Schulden- 
statistik aufgeführten Kredite aus Sondermitteln. 

Absatz 3 stellt klar, daß Kreditaufnahmen auf Grund 
früherer Ermächtigungen auf die Höchstgrenze anzu- 
rechnen sind, um das Ziel der Verordnung zu er- 
reichen. 

Absatz 4 sieht vor, daß Kassenverstärkungskredite 
nicht erfaßt werden, da sie lediglich zur Aufrecht- 
erhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft 
bestimmt sind. Ferner ist vorgesehen, daß eine An- 
rechnung der Kreditaufnahme Dritter gemäß § 20 
Abs. 3 StWG nicht erfolgt. 

§ 3 

§ 3 macht von der Möglichkeit nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 
StWG Gebrauch, daß Bund, Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände Anleihen und Schuldscheindar- 
lehen nur nach Maßgabe eines Zeitplanes aufneh- 
men dürfen, den der Konjunkturrat für die öffent- 
liche Hand nach § 22 StWG aufzustellen hat, um 
Störungen des Kapitalmarktes zu verhindern, die 
sich aus unkoordinierten Kreditaufnahmen ergeben 
könnten. Dabei ist allerdings die Regelung getroffen, 
daß Schuldscheindarlehen unter 20 Millionen DM 
nicht in den Zeitplan einbezogen werden, um die 
Aufstellung des Zeitplanes zu vereinfachen. 

§ 4 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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